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Verkündet

am 25„ Oktober 1957

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In Sachen

.Beklagte und Revisionsbehlagfe,

hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 25° Oktober

1957‚

-
für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—

Württemberg vom 8. Februar 1955 wird aufgehobeno

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landesversicherungsamts Württemberg—Baden vom
8° Dezember 1955 wird als unzulässig verworfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstat—

ten„

von Rechts wegen°
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Der Kläger machte im Jahre 1950 Entschädigungsansprüche auf

Grund eines Unfalls geltend, den er im Jahre 1955 auf dem Weg

zu seiner damaligen Arbeitsstätte, der NS—Volkswohlfahrt in
:

Freiburg, erlitten haben will°

Er ist der Auffassung, der Unfall habe zu einem neuen Auftre—

ten einer alten Kniegelenks—‘bc„ geführt und sei infolgedessen

die Ursache für die wegen dieser Erkrankung im Jahre 195

durchgeführte Ambutation in der Mitte des rechten Oberschen—

kels gewesen„

Mit Bescheid vom 12° April 1951 hat die Landesbezirksdirektion

der Finanzen (Abt. für Straßen—Wasser und Vermessungswesen)

in Karlsruhe als ausführungsbehörde für Unfallversicherung die

EntsChädigungsansprüche unter Berufung darauf abgelehnt, daß

die Ansprüche nicht innerhalb der Frist des @ 1546 Reichsver—

sicherungsordnung (RVG) angemeldet worden seien und 3 1547 RVG

nicht anwendbar sei°
,

Die Berufung des Klägers gegen diesen Bescheid ist vom Ober-

versicherungsamt Karlsruhe mit Urteil vom 6° Dezember 1951

zurückgewiesen werden° Den Rekurs des Klägers gegen dieses

Urteil hat das Landesversicherungsamt ■ürttembergaBaden mit
Urteil vom 8° Dezember 1955 zurückgewiesen„ Dieses Urteil ist

am 180 Januar 1954 zur Post gegeben werdeno

Beide Urteile haben festgestellt, daß der Kläger seine Ent—

schädigungsan3prüche nicht innerhalb der Frist des S 1546 RVG

angemeldet habe und das Vorliegen der Voraussetzungen für
"}

eine Anwendung des 3 1547 RVG verneint°

Mit der am 12„ Dezember 1955 bei dem Verwaltungsgericht in

Karlsruhe eingegangenen Anfechtungsklage hat der Kläger das

Urteil des Landesversicherungsamts angefochten und beantragt,

unter Aufhebung der Urteile des Landesversicherung amts und

des Oberversicherungsants sowie des Beseheids vom 12. April
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1951 festzustellen, daß der Kläger auf Grund des Unfalls

vom Jahre 1955 Rente nach @@557 ff„ EVO beanspruchen

Könnec Die Zulässigkeit der Anfechtungsklage hat der Klä—

ger
unter Hinweis auf die Rechtsauffassung des Oberver—

waltungsgerichts Münster damit begründet, daß die Ober—

versicherungsämter und Landesversicherungsämter keine

Gerichte‚ sondern Verwaltungsbehörden seien°

Naeh Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) hat
das Verwaltungsgericht die hkten an das Landessozial—

gericht Baden—Jürttemberg‚übersaudt. Während des Verfah:

rens vor dem Landesschialgericht hat die Ausführungsbehör-

de in Karlsruhe angezeigt, daß nach 5 7 des Fremdrenten»

und Auslandsrentengesetzes (vom 7° august 1955 — BGBID I

S" 848) die Beklagte für die Bearbeitung des Falles zu—

ständig geworden sei°lDiese ist an Stelle der Ausführungsé

behörde in das Verfahren eingetreten°

Das Landessozialgericht hat mit Urteil vom 8° Februar 1955

wie folgt entschieden:

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des

Landesversic erungsamts Württemberg—Baden vom
8„ Dezember i955 wird als unzulässig verworfena

Die Revision ist vom Landessozialgericht zugelassen worden"

Zur Begründung hat däs Landessozialgericht ausgeführt:
Gegenstand des Verfa■rens sei ein Anspruch des Klägers auf

Leistungen aus der Unfallversicherung, also eine Streitig—

keit‚ für die nach 3 51 5GG der Rechtsweg vor den Gerich—

ten der Sozialgerich■sbarkeit eröffnet sei° Für die am la

Januar 1954 bei den Gerichten der Verwaltungsöerichtsbar-

keit rechtshängigen Werfahren sei der Übergang auf die

Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit in 5 215 Abs° 6 bis 9
SGG geregelte Der Fall, daß neben der Entscheidung eines

Oberversicherungsamts auch die Rekur5entscheidung des

früheren Landesversicherungsamts vorliege, sei in $ 215

Abs° 5 bis 9 ses nicht erwähnt Essei aber davonauszu—
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gehen, daß auch derartige Veriuhren auf die Gerichte der
‚Sozialgerichtsbarkeit übergegan5en seien, und zwar in ent—

sprechender Anwendung von 5 215 abs° 7 SGG als Berufung auf

das Landessczialgericht° Die Zulässigkeit der Berufung richte

sich nach dem SGG. Die Berufung sei unzulässig, denn über den

Anspruch des Klägers sei rechtskräftig entschieden° @ 215 SGG
bringe nicht allgemein zum Ausdruck, es könne bei den von den

allgemeinen Verwaltungsgerichten übergegangenen Verfahren

unterstellt werden, daß eine Rechtskraft nach seitherigem

Recht nicht eingetreten sei° Entgegen der Auffassung des

Oberverwaltungsgerichts Münster sei die Gerichtseigenschdft

der Spruchkammern der Oberversicherungsämter von der überwie—

genden Rechtsprechung bejaht worden„ Die Gerichtseigenschaft

des Landesversicherungsamts Württemberg—Baden habe auch der

Hürttembergische dtaatsgerichtshof im Urteil vom 14° November

1950 (Staatsanzeiger 1950 Nr. 98) ausdrücklich hervorgehoben.

Da die Oberversicherungsämter und das Landesversicherungsamt

im Spruchverfahren die gesetzliche Aufgabe zur echten Streit—

entscheidung gehabt hätten, das Verfahren den rechtsstaatlichen.

Anforderungen entsprechen und die rntscheidung in den Händen

unabhängiger Richter gelegen habe, handele es sich bei den

Urteilen dieser Instanzen um Justizakte, deren Anfechtung nach

ää 57, 22 VGG nicht zulässig gewesen sei° Das am 8. Dezember
1955 ergengene Urteil des Landesversicherungeamts sei deshalb

mit der Verkündung rechtskräftig geworden, Auch 3 215 Abs. 7-

SGG habe insoweit nichts anderes bestimmen wollen. Es fehle

somit an einer Frozeßvoraussetzung, und dieser Mangel begründev

unabhängig von den Berufun53ausschließungsgründen des BGG die

Unzulässigkeit der Berufung„ Etwas Gegenteiliges sei auch

nicht aus 5 214 Abs. 1 Nr. 1 SGG zu entnehmen, da hiernach nur

Altfälle außerhalb des Landes Bayern und des früheren Landes

Württemberg—Baden angefochten werden könnten° Damit habe das

Gesetz zum nusdruck gebracht, daB in diesen beiden Ländern

ein ausreichender Rechtsschutz 5ewährleistet,war„ '

Das Urteil ist am 8° März 1955 an den Prozeßbevollmächtigten —
des Klägers zur Post gegeben werden°

_5_.
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Mit Schriftsatz vom 1Ö„ März 1955, beim Bundessozialgericht

eingegangen am l2„ März 1955, hat der Kläger Revision ein—

gelegt und diese zugleich begründetq

Er beantragt‚ . ]

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

'zur anderweitigen Entscheidung an das LandesSozial»

gericht zurückzüverweisen„

Er ist der Auffassung; % 215 SGG habe mit Rücksicht auf

die uneinheitliöhe Rechtsprechung
zur Frage der Anfecht—

barkeit von Entscheidungen der Oberversicherungsämter

vor den
Verwaltungsgeiichten

eine bundeseinheitliche Re—
gelung‚schaffen wollen und deshalb müßte davon ausgegan—

gen werden‚ daß die vor den Verwaltungsgerichten angefoch—

tenen Entscheidungen nicht rechtskräftig geworden seien

unä daß alle derartigen Anfechtungen — im vorliegenden

Fall nach_5 215 Abso ? SGG— als Berufungen zu behandeln
seien. Berufungsausschließungsgründe könnten sich nur aus
@@144 bis 150 SGG ergeben°

Die Beklagte beantrag ,

die Revision alséunbegründet zurückzuweisen.

Sie weist ergänzend n ch darauf hin, daß Ansprüche aus der

gesetzlichen Unfallve sicherung schon deshalb_nicht gege—

ben seien, weil die Geschäftsstelle Ireiburg der NS—Volks—

wohlfahrt im Jahre 1955 nicht zu den nach @@557 ff„ RVG

a°F‚ versicherten Betrieben gehört habeo

i ' 11

Die Revision ist auf Grund der Zulassung durch das Landes—

sozialgericht statthäkt (% 162Abs. 1 Nr„ 1 sec)„ Sie ist
auch in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt und be—

gründet worden„ Die Revision ist somit zulässigo
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Wie das Landessozialgericht zutreffend ausgeführt hat, be—
traf die vom Kläger gegen das Urteil des Landesversicherungs—

amts Württemberg—Baden vom 80 Dezember 1955 vor dem Verwal—7

tungsgericht in Karlsruhe erhobene Anfechtungsklage eine

öffentlich—rechtliche Streitigkeit in Angelegenheiten der

Sozialversicherung (@ 51 SGG); denn in dem mit dieser Klage

angefochtenen Urteil ist über die Ansprüche entschieden, die

der Kläger auf Grund eines Unfalles vom September 1955 ge-
genüber einem Versicherungsträger der gesetzlichen Unfall—

versicherung nach den Vorschriften des Dritten Buches der

BVG geltend gemacht hat„ ds handelt sich also um eine Sache,

für die mit dem Inkrafttreten des SGG die ausschließliche

Zuständigkeit der Gerichte der dozialgerichtsbarkeit begrün—
det worden war„

Der Übergang derartiger Streitsachen auf die Gerichte der

Sozialgerichtsbarkeit ist in den Absätzen 6 bis 9 des 5 215

SG“ geregelt und tritt kraft Gesetzes ein° Das Landessozial—

gericht hat zutreffend darauf hingewiesen, daß der vorliegen—

de Fall im GGG nicht unmittelbar geregelt ist° Die Übergangs—

vorschriften des BGG enthalten insoweit eine Lücke, die von
der Rechtsprechung auszufüllen ist° Entgegen der Auffassung

des Landessozialgerichtgkann diese Lücke jedoch nicht durch

eine entsprechende inwendung des @ 215 .—‘-.bs°7 SGG ausgefüllt

werden; denn diese Vorschrift bezieht sich auf solche bei

den Verwaltungsgerichten des ersten Rechtszuges rechtshängi—

gen 5treitsachen, in denen vor der Anrufung des Verwaltungs—

gerichts nur eine Entscheidung des Oberversicherungsamts er—

gangen war° Im vorliegenden Falle hatte aber bereits das

Landesversicherungsamt Hürttemberg—Baden entschieden° Dieses

entschied nach dem Ge5ctz Nr° 714 von 26° Januar 1948 (RegBl°

1948 So 40) in Verbindung mit der Verordnung Nr° 757 vom

29„ April 1949'(Reg31„1949s„ 85) an Stelle des Reichsver—
sicherungsamts (vgl° @@85, 84 RVG a„F„) im letzten Rechts-

zugeo

Dieser Umstand hindert Jedoch im vorliegenden Fall eine Nach=

prüfung der Entscheidung durch die Gerichte der Sozialge—

..7;
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richtsbarkeit nicht° Die besonderen Verhältnisse, die für

das Verfahren nach den Vorschriften der BVG im Lande Bayern

und im früheren Lande Württemberg—Baden insofern bestanden‚

als dort Landesversicherungsämter die Aufgaben des Reichs—

versicherungsamts auch in seiner Eigenschaft als oberste“

Rechtsprechungsinstand übernommen hatten, hat der Gesetz-

geber im SGGzwar insöfern berücksichtigt, als er für die
bei diesen Landesversicherungsämtern rechtshängigen Sa—

chen eine besondere Übergangsvorschrift aufgenommen (@ 215

Abs° 5 SGG) und in $ 214 die mit dieser Vorschrift neu
eröffnete Anfechtungsmöglichkeit auf Urteile der Oberver—
sicherüngsämter außerhalb des Landes Bayern und des frü—

heren Landes Württemberg—Baden beschränkt hat. Mit die—

{ser Einschränkung hatlder Gesetzgeber zwar unmißverständ—
lich

zum Ausdruck gebracht, daß_er die Möglichkeit, nach

den verfahrensrechtlichen Vorschriften der EVO Entschei—

dungen der beiden Landesversicherungsämter herbeizufüh——

ren, als einen ausreichenden Rechtsschutz angesehen wis—

sen wollte° Der erkenhende Senat hat deshalb auch bereits

in einem Beschluß vom 14„ September 1955 (2 RU 2/54, Leit—
.satz veröffentlicht in 5028. 5GG % 214 Bl. Da 2 Nr‚ #)

ausgesprochen, daß Urteile des Bayerischen Landesversi—

cherungsamts nicht mit der Revision an das Bundessozial-

5ericht angefochten werden können° Der Gesetzgeber hat

jedoch eine besondere Über3angsrcgelung für die Fälle ge-
troffen, in denen durch die Anrufung der allgemeinen Ver—

waltungsgerichte ein neuer Rechtszug eröffnet worden war°
Für diese Fälle hat der Gesct25eber einen gleichwertigen

Rechtszug vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit er—
öffnet, um eine Verschlechterung gegenüber_der bisherigen

Rechtslage zu
vermeiden (vgl. BSG. 1 S‚ 285 128é7). Für

den Übergang der Stroitsachen auf die Gerichte der So-
zialgerichtsbarkeit ist es in diesen Fällen ohne Bedeu—

tung, ob gegen die nach den Verfahrensvorschriften der

RVO ergangenc entscheidung nach diesen Vorsch-ifton ein

weiteres Rechtsmittel und ob der Rechtswe5 zu den Ver-
\
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waltung55erichten nach dem vor dem Inkrafttreten des SGG

geltenden Recht statthaft war (vgl„ BSG. 1 s° 82 18é7, BSG„
in SozR„ SGG @ 215 Bl° Da 12 Nr° 57)° Da diese Übergangsvor—

schriften keine Einschränkung hinsichtlich der Streitseehen

enthalten, in denen Entscheidungen der Landesversicherungs—

ämter des Landes Bayern und des früheren Landes Württemberg—

Baden vor den allgemeinen Vernaltungsgerichten engefochten

worden waren, sind auch diese Streitsechen mit dem Inkraft—

treten des SGG auf die Gerichte der Sozialgerichtsberkeit

übergegangen„ Aus den übergangsvorschriften der Absätze 6 bis

9 des % 215 SGG ergibt sich, daß jeweils das nach seiner Stel—

lung im Rechtszuge nächsthöhere Gericht zur Entscheidung be—

rufen sein solle Da im vorliegenden Fall bereits des Landes—

versicherungsamt als Rekursinstanz‚ d.h° als zueite Tatsa—

cheninstanz, entschieden hatte, ist die Suche deshalb nicht

auf das Lendessozialgericht übergegangen, das gleichfalls im

zweiten Reohtszug als Tatsacheninstanz entscheidet (vgl° auch

% 215 Abso 5 SGG), sondern auf das Bundessozialgericht° Die

5treitsache ist mit dem Inkrafttreten des SGG vor dem Bundesm
sozialgericnt rechtshängig geworden, so daß das Landessozial—

gericht zur nntscheidung nicht zuständig war. Das Urteil des

Landessozialgerichts mußte deshalb aufgehoben werden„

In der vor dem Bundessozialgericht rechtshängigen Sache hatte

der 5enat über das Rechtsnittol des Klägers gegen das Urteil

des Landesversieherungsamts ;l:ttemberg—Baden vom 8„ Dezember
1955 zu entscheiden° Dieses Rechtsnittel ist auf des Bundes—

sozialgericht als Revision übergegengen‚ Die Revision ist

jedoch nicht statthaft°

ns kann dahingestellt bleiben, ob in einem solchen Fall der

6enat in entsprechender nnwendung des @ 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG

selbst darüber zu entscheiden hat, ob die Revision nach dieser

Vorschrift als zugelassen und somit als statthaft anzusehen

ist (vg1° zu 3 150 Nr, 1 see: ESG. 1 8° 62 1627, 78, 264;

2 50 129; 5 50 24)() Denn in dem Urteil des Landesvorsicherungs—

emts ist nicht über Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung

‚entschieden und auch eine Abweichung von einer der in 5 162
Abs° l Nro 1 SGG bezeichneten intecheiddngen ist nicht er—

„ 9 „
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1
“9”

sichtlich„ Verfahrens■ängel(@162Abs„ 1 Nr. 2 see)
sind nicht gerügt, und für eine Anwendung der Nr° } des

S 162 Abs„ 1 SGG ist ße1n Raum, weil das Landesversiche—

rungsamt über keine Zhsammenhangsfrage im Sinne dieser

Vorschrift entschiedep hat°

Die Revision gegen das Urteil des Landesversicherungsamts

■ürttemberg—Baden vom‘8° Dezember 1953 war deshalb als

unzulässig zu verwerfen„

Die Kostenentscheiduné ergeht auf Grund von 5 195 SGC—°
]
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